
 A m t s b l a t t 
  

 Gemeinde Asbach-Bäumenheim 
  

 Herausgeber : Gemeindeverwaltung, Rathausplatz 1, 

      86663 Asbach-Bäumenheim 

      Telefon: (0906) 2969-19, Fax: (0906) 2969-40 

      Internet: www.asbach-baeumenheim.de 

  

 Druck:    Donauwörther Zeitung 

 Erscheint nach Bedarf  
 
 
Nr. 51           21.12.2013 
Nr. 1 
Weihnachtswünsche des Bürgermeisters 
Verehrte Asbach-Bäumenheimer, Hamlarer und Leser unseres Amtsblattes, 
sowohl im Namen der Damen und Herren des Gemeinderates und aller Bediensteten der Gemeinde als 
auch persönlich wünsche ich Ihnen allen und Ihren Familien ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein 
paar besinnliche Stunden der Ruhe, um Kraft zu tanken für neue Herausforderungen. Weiterhin wün-
sche ich Ihnen ein Jahr 2014 voll positiver Gedanken, die sich in viele erfreuliche Ereignisse verwan-
deln mögen. 
 
Otto Uhl 
Erster Bürgermeister 
 
 
Nr. 2 
Bekanntmachung über die Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Ge-
meinderats und des ersten Bürgermeisters in der Gemeinde Asbach-Bäumenheim am Sonntag, 16. 
März 2014 

1. Durchzuführende Wahl 
Am Sonntag, dem 16. März 2014 findet die Wahl von 16 Gemeinderatsmitgliedern und die Wahl des 
berufsmäßigen ersten Bürgermeisters statt.  

 
2. Wahlvorschlagsträger 

Wahlvorschläge dürfen nur von Parteien und von Wählergruppen (Wahlvorschlagsträgern) eingereicht 
werden. Der Begriff der politischen Partei richtet sich nach dem Gesetz über die politischen Parteien 
(Parteiengesetz). Wählergruppen sind alle sonstigen Vereinigungen oder Gruppen natürlicher Perso-
nen, deren Ziel es ist, sich an Gemeindewahlen zu beteiligen. Parteien und Wählergruppen, die 
 verboten sind, können keine Wahlvorschläge einreichen. 

3. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen 
 3.1 Die Wahlvorschlagsträger werden zur Einreichung von Wahlvorschlägen aufgefordert. Die Wahlvor-

schläge können ab Erlass dieser Bekanntmachung, jedoch spätestens am Donnerstag, dem  
23. Januar 2014, 18.00 Uhr dem Wahlleiter zugesandt oder während der allgemeinen Dienststunden 
im Rathaus, Zimmer-Nr. 4 übergeben werden. Jeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen Wahlvor-
schlag einreichen. 

 
3.2 Werden mehrere gültige Wahlvorschläge eingereicht, findet die Wahl 
- des Gemeinderats nach den Grundsätzen der Verhältniswahl, 
- des ersten Bürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
 mit Bindung an die sich bewerbenden Personen statt. 
 
3.3 Wird kein oder nur ein gültiger Wahlvorschlag eingereicht, findet die Wahl 
- des Gemeinderats nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl, 
- des ersten Bürgermeisters nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
 ohne Bindung an sich bewerbende Personen statt. 
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4. Wählbarkeit zum Gemeinderatsmitglied 
4.1 Für das Amt eines Gemeinderatsmitglieds ist jede Person wählbar, die am Wahltag 
- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsangehörige der übrigen Mitglied-

staaten der Europäischen Union ist; 
- das 18. Lebensjahr vollendet hat; 
- seit mindestens drei Monaten in der Gemeinde eine Wohnung hat, die nicht ihre Hauptwohnung sein 

muss, oder ohne eine Wohnung zu haben sich in der Gemeinde gewöhnlich aufhält. Wer die Wählbar-
keit infolge Wegzugs verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug in die Gemeinde 
zurückkehrt, ist mit dem Zuzug wieder wählbar. 

 
4.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 21 Abs. 2 des Gemeinde- und  

  Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) nicht wählbar ist. 
 

5. Wählbarkeit zum ersten Bürgermeister 
5.1 Für das Amt des ersten Bürgermeisters ist jede Person wählbar, die am Wahltag: 
- Deutsche im Sinn des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist; 
- das 18. Lebensjahr vollendet hat; 
- wenn sie sich für die Wahl zum ehrenamtlichen ersten Bürgermeister bewirbt, seit mindestens drei Mo-

naten in der Gemeinde eine Wohnung hat, die nicht ihre Hauptwohnung sein muss, oder ohne eine 
Wohnung zu haben sich in der Gemeinde gewöhnlich aufhält. Wer die Wählbarkeit infolge Wegzugs 
verloren hat, jedoch innerhalb eines Jahres seit dem Wegzug in die Gemeinde zurückkehrt, ist mit dem 
Zuzug wieder wählbar. Für die Wahl zum berufsmäßigen ersten Bürgermeister kann auch eine Person 
gewählt werden, die weder eine Wohnung noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Gemeinde hat. 

 
5.2 Von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist eine Person, die nach Art. 39 Abs. 2 GLKrWG nicht wählbar 

ist. Zum berufsmäßigen ersten Bürgermeister kann außerdem nicht gewählt werden, wer am Tag des 
Beginns der Amtszeit das 65. Lebensjahr vollendet hat. 

 
6. Aufstellungsversammlung 
 

6.1 Alle sich bewerbenden Personen werden von einer Partei oder einer Wählergruppe in einer Versamm-
lung aufgestellt, die zu diesem Zweck für den gesamten Wahlkreis einzuberufen ist. 

 
Diese Aufstellungsversammlung ist 
- eine Versammlung der Anhänger einer Partei oder Wählergruppe, 
- eine besondere Versammlung von Delegierten, die von Mitgliedern einer Partei oder Wählergruppe für 

die bevorstehende Aufstellung sich bewerbender Personen gewählt wurden oder 
- eine allgemeine Delegiertenversammlung, die nach der Satzung einer Partei oder einer Wählergruppe 

allgemein für bevorstehende Wahlen bestellt wurde. 
 
Die Mehrheit der Mitglieder einer allgemeinen Delegiertenversammlung darf nicht früher als zwei Jahre vor 
dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder einer Wählergruppe gewählt 
worden sein, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahlberechtigt waren. 
Die Teilnehmer der Aufstellungsversammlung müssen im Zeitpunkt ihres Zusammentritts im Wahlkreis 
wahlberechtigt sein. Die Aufstellungsversammlung darf nicht früher als 15 Monate vor dem Monat stattfin-
den, in dem der Wahltag liegt. 
Die sich bewerbenden Personen werden in geheimer Abstimmung gewählt. Jede an der Aufstellungsver-
sammlung teilnahmeberechtigte und anwesende Person ist hierbei vorschlagsberechtigt. Den sich für die 
Aufstellung bewerbenden Personen ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung in 
angemessener Zeit vorzustellen. 
 
6.2 Ersatzleute, die für den Fall des Ausscheidens einer sich bewerbenden Person in den  Wahlvorschlag 

nachrücken, sind in gleicher Weise wie sich bewerbende Personen aufzustellen. 
 

6.3 Mehrere Wahlvorschlagsträger können gemeinsame Wahlvorschläge einreichen. Gemeinsame Wahl-
vorschläge sind in einer gemeinsamen Versammlung aufzustellen (bei der Wahl des ersten Bürger-
meisters siehe auch Nr. 6.5). Die Einzelheiten vereinbaren die Wahlvorschlagsträger. 

 
6.4 Bei Gemeinderatswahlen kann die Versammlung beschließen, dass sich bewerbende Personen zwei-

mal oder dreimal auf dem Stimmzettel aufgeführt werden sollen. 
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6.5 Besonderheiten bei der Wahl des ersten Bürgermeisters: 
Soll eine Person von mehreren Wahlvorschlagsträgern als sich gemeinsam bewerbende Person auf-
gestellt werden, sind folgende Verfahrensarten möglich: 

 
 6.5.1 Die sich bewerbende Person wird in einer gemeinsamen Aufstellungsversammlung der Parteien und 

   der Wählergruppen aufgestellt, die einen gemeinsamen  Wahlvorschlag einreichen. 
 

6.5.2 Die Parteien und die Wählergruppen stellen eine sich bewerbende Person in getrennten Versamm 
         lungen auf und reichen getrennte Wahlvorschläge ein. Eine von mehreren Versammlungen aufge 
         stellte Person muss gegenüber dem Wahlleiter schriftlich erklären, ob sie als sich gemeinsam be 
         werbende Person auftreten will oder, falls diese Möglichkeit beschlossen wurde, ob sie sich nicht auf  
         allen Wahlvorschlägen bewerben will. 
 
7. Niederschrift über die Versammlung 
 
7.1 Über die Aufstellungsversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Aus der Niederschrift muss er 
      sichtlich sein: 
-  die ordnungsgemäße Ladung zur Aufstellungsversammlung, 
- Ort und Zeit der Aufstellungsversammlung, 
- die Zahl der teilnehmenden Personen, 
- bei einer allgemeinen Delegiertenversammlung die Erklärung, dass die Mehrheit der Delegierten nicht 

früher als zwei Jahre vor dem Monat, in dem der Wahltag liegt, von den Mitgliedern einer Partei oder 
einer Wählergruppe gewählt worden ist, die im Zeitpunkt der Wahl der Delegierten im Wahlkreis wahl-
berechtigt waren, 

- der Verlauf der Aufstellungsversammlung, 
- das Wahlverfahren, nach dem die sich bewerbenden Personen gewählt wurden, 
- die Ergebnisse der Wahl der sich bewerbenden Personen, ihre Reihenfolge und ihre etwaige mehrfa-

che Aufführung, 
- auf welche Weise ausgeschiedene sich bewerbende Personen ersetzt werden, sofern die Aufstel-

lungsversammlung Ersatzleute aufgestellt hat, 
- bei der Gemeinderats-/Stadtratswahl Angaben über eingegangene Listenverbindungen. 

 
7.2 Die Niederschrift ist von der die Aufstellungsversammlung leitenden Person und zwei Wahlberechtig 
      ten, die an der Versammlung teilgenommen haben, zu unterschreiben. Jede wahlberechtigte Person  
      darf nur eine Niederschrift unterzeichnen. Auch sich bewerbende Personen dürfen die Niederschrift un 
      terzeichnen, wenn sie an der Versammlung teilgenommen haben. 

 
7.3 Der Niederschrift muss eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich diejenigen Wahlberechtigten  
      mit Namen, Anschrift und Unterschrift eingetragen haben, die an  der Versammlung teilgenommen ha 
      ben. 

 
7.4 Die Niederschrift mit der Anwesenheitsliste ist dem Wahlvorschlag beizulegen. 

 
8. Inhalt der Wahlvorschläge 
 
8.1 Bei Gemeinderatswahlen darf jeder Wahlvorschlag höchstens so viele sich bewerbende Personen ent 
      halten, wie Gemeinderatsmitglieder zu wählen sind. In Gemeinden bis zu 3.000 Einwohnern kann die  
      Zahl der sich bewerbenden Personen im Wahlvorschlag bis auf das Doppelte der zu wählenden Ge 
      meinderatsmitglieder erhöht werden. 

In unserer Gemeinde darf daher ein Wahlvorschlag höchstens 16 sich bewerbende Personen enthal-
ten. Wenn sich bewerbende Personen im Wahlvorschlag mehrfach aufgeführt werden, verringert sich 
die Zahl der sich bewerbenden Personen entsprechend. 

 
Sich bewerbende Personen dürfen bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, 
nur in einem Wahlkreis aufgestellt werden. Sie dürfen bei  einer Wahl nur in einem Wahlvorschlag be-
nannt werden. Bei der Wahl des ersten Bürgermeisters darf jeder Wahlvorschlag nur eine sich bewer-
bende Person enthalten. 
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8.2 Jeder Wahlvorschlag muss den Namen der Partei oder der Wählergruppe als Kennwort tragen. Ge-

meinsame Wahlvorschläge müssen die Namen sämtlicher daran  beteiligter Parteien oder Wählergrup-
pen tragen. Kurzbezeichnungen, bei denen der Name der Partei oder der Wählergruppe nur durch eine 
Buchstabenfolge oder in anderer Weise ausgedrückt wird, reichen als Kennwort aus. Dem Kennwort ist 
eine weitere Bezeichnung beizufügen, wenn das zur deutlichen Unterscheidung der Wahlvorschläge 
erforderlich ist. 

 
Wird ein Wahlvorschlag ohne Kennwort eingereicht, gilt der Name des Wahlvorschlagsträgers als 
Kennwort, bei einem gemeinsamen Wahlvorschlag gelten die Namen sämtlicher daran beteiligter Par-
teien oder Wählergruppen in der im  Wahlvorschlag genannten Reihenfolge als Kennwort. Enthalten 
gemeinsame, aber getrennt eingereichte Wahlvorschläge zur Wahl des ersten Bürgermeisters kein 
oder kein gemeinsames Kennwort, gelten die Kennworte der Wahlvorschläge in alphabetischer Rei-
henfolge als gemeinsames Kennwort. 

 
8.3 Organisierte Wählergruppen haben einen Nachweis über die Organisation vorzulegen, wenn sie als or-

ganisiert behandelt werden sollen. 
 

8.4 Jeder Wahlvorschlag soll eine Beauftragte /einen Beauftragten und ihre/ seine Stellvertretung bezeich-
nen, die in der Gemeinde wahlberechtigt sein müssen. Fehlt diese Bezeichnung, gilt die erste Unter-
zeichnerin/ der erste Unterzeichner als Beauftragte/r, die/ der zweite als ihre/ seine Stellvertretung. Die/ 
Der Beauftragte ist berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen. Im Zweifelsfall gilt die Erklärung der/ des Beauftragten. 

 
8.5 Jeder Wahlvorschlag muss die Angabe sämtlicher sich bewerbender Personen in erkennbarer Reihen-

folge entsprechend der Aufstellung in der Niederschrift über die Aufstellungsversammlung nach Fami-
lienname, Vorname, Tag der Geburt, Geschlecht, Beruf oder Stand und Anschrift enthalten. 

 
8.6 Angegeben werden können kommunale Ehrenämter und im Grundgesetz und in der Verfassung vor-

gesehene Ämter, falls diese in den Stimmzettel aufgenommen werden sollen. Es sind dies insbesonde-
re: Ehrenamtlicher erster, zweiter oder dritter Bürgermeister, Gemeinderatsmitglied, stellvertretender 
Landrat, Kreisrat, Bezirkstagspräsident, stellvertretender Bezirkstagspräsident, Bezirksrat, Mitglied des 
 Europäischen Parlaments, des Bundestags, des Landtags. Dreifach aufzuführende sich bewerbende 
Personen erscheinen auf dem Stimmzettel vor den zweifach aufzuführenden und diese vor den übrigen 
sich bewerbenden Personen. 

 
8.7 Die sich bewerbende Person muss erklären, dass sie bei der Aufnahme ihres Namens in den Wahlvor-

schlag zustimmt und dass sie bei Wahlen für ein gleichartiges Amt, die am selben Tag stattfinden, nur 
in einem Wahlkreis aufgestellt wird. Wird eine mehrfache Aufstellung festgestellt, hat die sich bewer-
bende Person dem Wahlleiter nach Aufforderung mitzuteilen, welche Bewerbung gelten soll. Unterlässt 
sie diese Mitteilung oder widersprechen sich die Mitteilungen, sind die Bewerbungen für ungültig zu er-
klären. 

 
Die sich bewerbende Person muss außerdem erklären, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausge-
schlossen ist. 

 
8.8 Ein Wahlvorschlag zur Wahl eines berufsmäßigen ersten Bürgermeisters muss ferner, wenn die sich 

bewerbende Person ihre Wohnung oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Wahlkreis hat, eine 
Bescheinigung der Gemeinde, in der die sich bewerbende Person ihre Wohnung, die nicht ihre Haupt-
wohnung sein muss, oder ohne eine Wohnung zu haben ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, über ihre 
 Wählbarkeit enthalten. Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 

 
8.9 Ein Wahlvorschlag zur Wahl des Gemeinderats oder des ersten Bürgermeisters muss, wenn sich die 

Person nicht in der Gemeinde bewerben will, in der sie ihre alleinige Wohnung oder ihre Hauptwoh-
nung hat, eine Bescheinigung dieser Gemeinde, bei Personen ohne Wohnung der letzten Wohnsitz-
gemeinde, enthalten, dass sie nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen ist. Die Gemeinde darf diese 
 Bescheinigung nur einmal ausstellen. Das Gleiche gilt für Ersatzleute. 
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9. Unterzeichnung der Wahlvorschläge  

 
Jeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahlberechtigten unterschrieben sein, die am Montag,  
03. Februar 2014 (41. Tag vor dem Wahltag) wahlberechtigt sind. Die Unterzeichnung durch sich be-
werbende Personen oder Ersatzleute eines Wahlvorschlags ist unzulässig. Die Unterschriften auf dem 
Wahlvorschlag müssen eigenhändig geleistet werden. Die Unterzeichner/innen müssen Familienname, 
Vorname und Anschrift angeben und in der Gemeinde wahlberechtigt sein. Jeder Wahlberechtigte darf 
nur einen Wahlvorschlag unterzeichnen. Die Zurückziehung einzelner Unterschriften, der Verlust des 
Wahlrechts oder der Tod der Unterzeichner/innen des Wahlvorschlags berührt die Gültigkeit des Wahl-
vorschlags nicht. 

 
10. Unterstützungslisten für Wahlvorschläge 
 

10.1 Wahlvorschläge von neuen Wahlvorschlagsträgern müssen nicht nur von zehn  Wahlberechtigten un-  
terschrieben werden, sondern zusätzlich von mindestens 80 Wahlberechtigten durch Unterschrift in Lis-
ten, die bei der Gemeinde oder bei der Verwaltungsgemeinschaft aufliegen, unterstützt werden. Neue 
Wahlvorschlagsträger sind Parteien und Wählergruppen, die im Gemeinderat/Stadtrat seit dessen letz-
ter Wahl nicht auf Grund eines eigenen Wahlvorschlags ununterbrochen bis zum 90. Tag vor dem 
Wahltag (16. Dezember 2013) vertreten waren; sie benötigen allerdings dann keine zusätzlichen 
Unterstützungsunterschriften, wenn sie bei der letzten Landtagswahl oder bei der letzten Europawahl 
mindestens fünf v.H. der im Land insgesamt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei der letzten Bun-
destagswahl mindestens fünf v.H. der im Land abgegebenen gültigen Zweitstimmen erhalten haben. 
Maßgeblich sind die von der Landeswahlleitung früher als drei Monate vor dem Wahltag bekannt ge-
machte Ergebnisse. 

 
Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf keiner zusätzlichen Unterstützungsunterschriften, wenn des-
sen Wahlvorschlagsträger in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat seit dessen letzter Wahl auf Grund des 
gleichen gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 90. Tag vor dem Wahltag (16. Dezember 2013) vertre-
ten waren oder wenn mindestens einer der beteiligten Wahlvorschlagsträger keine zusätzlichen Unter-
stützungsunterschriften benötigt. 

 
10.2 In die Unterstützungsliste dürfen sich nicht eintragen: 
- die in einem Wahlvorschlag aufgeführten sich bewerbenden Personen und Ersatzleute, 
- Wahlberechtigte, die sich in eine andere Unterstützungsliste eingetragen haben, 
- Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben. 

 
10.3 Während der Eintragungszeiten ist in dem Gebäude, in dem sich der Eintragungsraum befindet, so 
        wie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede  Behinderung oder erhebliche Belästigung  
        der sich Eintragenden verboten. 

 
10.4 Die Zurücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungslos. 

 
10.5 Die Einzelheiten über die Eintragungsfristen, die Eintragungsräume, die Öffnungszeiten und die Aus 
        stellung von Eintragungsscheinen an kranke und  körperlich behinderte Personen sind von der Ge 
        meinde im Amtsblatt vom 14.12.2013 gesondert bekannt gemacht worden. 
 
11. Listenverbindungen bei der Gemeinderatswahl 
 
Die Verbindung von Wahlvorschlägen (Listenverbindung) ist in Aufstellungsversammlungen in geheimer 
Abstimmung zu beschließen. Ein Wahlvorschlagsträger darf sich nur an einer Listenverbindung beteiligen. 
Innerhalb einer Listenverbindung muss jeder Wahlvorschlagsträger die Verbindung mit allen übrigen betei-
ligten Wahlvorschlagsträgern eingehen. 

Das Eingehen, die Änderung oder die Aufhebung einer Listenverbindung kann bis Montag, 03. Februar 
2014, 18.00 Uhr (41. Tag vor dem Wahltag) mitgeteilt werden. 
Die Änderung oder Aufhebung einer Listenverbindung kann nur gemeinsam erfolgen. 
Bei der Wahl des ersten Bürgermeisters ist eine Verbindung von Wahlvorschlägen unzulässig (siehe je-
doch Nr. 6.5). 
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12. Zurücknahme von Wahlvorschlägen 
 
Die Zurücknahme der Wahlvorschläge im Ganzen ist nur bis zum Donnerstag, 23. Januar 2014, 18.00 Uhr 
(52. Tag vor dem Wahltag) zulässig. 
 
Über die Zurücknahme von Wahlvorschlägen im Ganzen beschließen die Wahlvorschlagsträger in gleicher 
Weise wie über die Aufstellung der Wahlvorschläge. Die/Der Beauftragte kann durch die Aufstellungsver-
sammlung verpflichtet werden, unter bestimmten Voraussetzungen den Wahlvorschlag zurückzunehmen. 
 
Asbach-Bäumenheim, 20.12.2013 
 
Wölker, Gemeindewahlleiter 
 

 
 
Nr. 3 
Öffnungszeiten der gemeindlichen Einrichtungen zwischen den Feiertagen 
Rathaus 
Das Rathaus ist am 27.12.2013 geschlossen. Abweichend von dieser Regelung sind das Wahlamt und das 
Standesamt aber am Freitag, dem 27.12. von 08:00 bis 12:00 Uhr geöffnet. 
 
Bauhof 
Unser Bauhof schließt vom 23. Dezember 2013 bis einschließlich 06. Januar 2014. 
Der Winterdienst ist selbstverständlich gewährleistet. Für dringende Notfälle (Probleme mit Wasser und Kanal) 
ist ein Bereitschaftsdienst eingerichtet unter Tel. 0151 18235686 
 
Hallenbad 
Das Hallenbad bleibt am 24., 25., 26. und 31.12.2013 sowie am 01. und am 06.01.2014 geschlossen. 
Am 04. und 05. Januar 2014 findet ein 24 h-Schwimmen der Wasserwacht statt. An diesen beiden Tagen 
bleibt unser Hallenbad für die Allgemeinheit ebenfalls geschlossen. 
 
Gemeindebücherei 
Die Gemeindebücherei bleibt am Samstag, dem 28.12.2013 geschlossen. 
 
Der Recyclinghof des Abfallwirtschaftsverbandes in der Bahnhofstraße und der Grünsammelplatz in 
Nordheim sind am Samstag, dem 28.12. zu den üblichen Zeiten geöffnet. 
 
Wir bitten um Beachtung und danken für Ihr Verständnis. 
 
 
Nr. 4 
Riester-Zulage noch bis Ende des Jahres 2013  
Näheres hierzu unter Gemeinsame Bekanntmachungen Nr. 1 
 
 
Nr. 5 
Pflanzenbautage im Jahre 2014  
Näheres hierzu unter Gemeinsame Bekanntmachungen Nr. 2 
 
Nr. 6 
Termine der Woche 
Datum  Veranstaltung Ort   Veranstalter 
21.12./19:00 Uhr Weihnachtsfeier Sportheim TSV Abt. Fußball 
21.12./22.12. Weihnachtsfeier  Schmutterhalle TSV Abt. Handball 
21.12./19:00 Uhr Weihnachtsfeier mit  Schützenheim Hamlar Diana Hamlar 
 mit Königsproklamation 
22.12./17:00 Konzert der Bäumenheimer Kath. Pfarrkirche Bäumenheimer Chöre/ 
 Chöre  Kulturherbst 
26.12. Hallenfußballturnier Schmutterhalle TSV Abt. Fußball 
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Nr. 7 
Wir gratulieren . . .  
Folgende Damen und Herren feiern Geburtstag: 
Heute, den 21.12., Herr Günther Leher, Ulmenstraße 10 (72 Jahre) 
Sonntag, 22.12., Frau Hedwig Köpf, Birkenstraße 20 (74 Jahre) 
Donnerstag, 26.12., Herr Georg Eser, Kirchenweg 10 (79 Jahre) und Herr Karl Mahler, Donauwörther Straße 4 
(70 Jahre) 
 
Wir wünschen allen genannten und ungenannten Jubilaren alles Gute, viel Glück, Gesundheit und Gottes  
Segen. 
 
 
 
Otto Uhl       
Erster Bürgermeister       
 
 
angeheftet am: 20.12.2013 
abgenommen am: 27.12.2013 
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Samstag, 14.12.2013 

Gemeinsame 
Bekanntmachungen 
Herausgeber sind die Städte Donauwörth und Rain, die Marktgemeinde Kaisheim, die Gemeinden Asbach-Bäumenheim, Mertingen und die 
Verwaltungsgemeinschaft Monheim mit Stadt Monheim sowie den Gemeinden Buchdorf, Daiting, Rögling und Tagmersheim. 
Die Anschriften und Kontaktdaten finden Sie im jeweiligen örtlichen Amtsblatt. 
Satz: Donauwörther Zeitung 
Erscheint nach Bedarf 
 

 
Nr. 1 
Außensprechtag des Bezirks Schwaben  
Termin: Montag, 17. Dezember 2013, 10 bis 12 Uhr  
 
Veranstaltungsort: Außenstelle des Landratsamt Donau-Ries, Bürgerbüro    Nördlingen, ,  
 Hafenmarkt 2, 86720 Nördlingen 
 
Veranstaltung: Außensprechtag des Bezirks Schwaben  

Kostenlose Beratung zu Fragen zur Hilfe zur Pflege und zur Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen  

 
Kontakt: Terminabsprache möglich unter 0821/3101-216 oder per 
 E-Mail: buegerberatung@bezirk-schwaben.de  
 
 
Nr. 2 
Energieberatung im Landkreis Donau-Ries 
Der nächste Beratungstermin findet am Donnerstag, 19. Dezember 2013, von 14 bis 17 Uhr in Nördlingen in 
der Bauinnung, Kerschensteiner  Str. 35 statt.  
Beraten lassen können sich Einfamilienhaus-Besitzer ebenso wie Mehrfamilienhauseigentümer, Hausverwal-
tungen aber auch Gemeinden. 
 
Die Energieberater erteilen Auskünfte zu 
 

 Erneuerbaren Energien und sonstigen Energieträgern 

 Anwendungstechnik (Heizsysteme, Warmwasserbereitung, Lüftung, sparsame Energiever-wendung) 

 Nutzer-Verhalten (richtig heizen, richtig lüften, spezifischer Energieverbrauch in kWh/m², Energieein-
sparmöglichkeiten) 

 Baulichen Änderungen im Bestand (Dämmmaßnahmen, Fenster) 

 Förderprogrammen (staatliche und andere) 

 Gesetzlichen Rahmenbedingungen (Energieeinsparverordnung, Bundesimmissionsschutzgesetz) 

 Grobe Betrachtung der Wirtschaftlichkeit (Vergleich der Kosten: fix, variabel, Bau, Betrieb). 
 
Informationen und Terminvereinbarungen bitte im Agenda-Büro unter 0906/74-258 oder unter agenda21@lra-
donau-ries.de. 
 
 
Nr. 3 
Sprechstunde der Aktivsenioren Bayern e. V. 
Donau-Ries (pm). Die Mitglieder der Aktivsenioren haben es sich zur Aufgabe gemacht, im Sinne der Gene-
rationenintegration ihre Erfahrung und ihr Wissen ehrenamtlich und honorarfrei an Jüngere weiterzugeben. 
Daher findet am Donnerstag, 19. Dezember, zwischen 9 und 12 Uhr im Landratsamt Donau-Ries, Pflegstraße 
2, 86609 Donauwörth (Haus C, 1. Stock, Raum 185) eine Beratungsstunde der Aktivsenioren Bayern statt. 
Schwerpunkte der Beratung sind Existenzgründung, Existenzerhaltung, Finanzierung und Unternehmensnach-
folge. Die Beratung ist neutral und kostenlos. Um eine kurze telefonische Voranmeldung unter Telefon 
0906/74-510 wird gebeten. 

Die Aktivsenioren stehen Existenzgründern sowie kleinen und mittleren Unternehmen mit Rat und Tat zur Sei-
te und helfen bei der Lösung von Einzelfragen, beispielsweise bei der Unternehmensnachfolge oder der Ver-
meidung von Insolvenz. Auf diese Weise versuchen sie, einen Beitrag zur Erhaltung und zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu leisten.  
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Das Beratungsangebot ist das Ergebnis der verstärkten Kooperation zwischen dem Wirtschaftsförderverband 
Donau-Ries und dem Technologie Centrum Westbayern in Nördlingen. Für Landrat Stefan Rößle, Vorsitzen-
der des Wirtschaftsförderverbands Donau-Ries, ist gerade eine unabhängige und neutrale Beratung sehr 
wichtig. Durch das umfangreiche Expertennetzwerk der Aktivsenioren besteht für die Ratsuchenden die Mög-
lichkeit, unkompliziert und unbürokratisch individuell angepasste Lösungsansätze zu erhalten.  

Mehr Informationen über das Beratungsangebot der Aktivsenioren gibt es im Internet unter 
www.aktivsenioren.de. Ansprechstelle im Landratsamt ist die Geschäftsstelle des Wirtschaftsförderverbands 
Donau-Ries, Tel: 0906/74-510, eMail: veit.meggle@lra-donau-ries.de. 
 
 
 

http://www.aktivsenioren.de/

